
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 23.04.2024

Thema Verkehr und Kommunikation
Schlagworte Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr
Akteure Bregy, Philipp Matthias (mitte/centre, VS) NR/CN
Prozesstypen Keine Einschränkung
Datum 01.01.1965 - 01.01.2024

01.01.65 - 01.01.24ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Ackermann, Marco
Baltisser, Lena
Flückiger, Bernadette

Bevorzugte Zitierweise

Ackermann, Marco; Baltisser, Lena; Flückiger, Bernadette 2024. Ausgewählte Beiträge
zur Schweizer Politik: Verkehr und Kommunikation, Agglomerationsverkehr,
öffentlicher Verkehr, 2021 - 2023. Bern: Année Politique Suisse, Institut für
Politikwissenschaft, Universität Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am
23.04.2024.

01.01.65 - 01.01.24ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Infrastruktur und Lebensraum
1Verkehr und Kommunikation

1Strassenverkehr

1Eisenbahn

4Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

01.01.65 - 01.01.24 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

KVF-NR Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Nationalrates
KVF-SR Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates
NEAT Neue Eisenbahn-Alpentransversale
SBB Schweizerische Bundesbahnen
SGV Schweizerischer Gewerbeverband
VCS Verkehrs-Club der Schweiz
TCS Touring Club Schweiz
ZEB Zukünftige Entwicklung der Bahninfrastruktur
SSV Schweizerischer Strassenverkehrsverband

CTT-CN Commission des transports et des télécommunications du Conseil
national

CTT-CE Commission des transports et des télécommunications du Conseil des
Etats

NLFA Nouvelle ligne ferroviaire à traverser les Alpes
CFF Chemins de fer fédéraux suisses
USAM Union suisse des arts et métiers
ATE Association transports et environnement (ci-devant AST)
TCS Touring Club Suisse
ZEB Développement de l’infrastructure ferroviaire
FRS Fédération routière suisse

01.01.65 - 01.01.24 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Die Forderung nach einer Vorschrift, wonach in der Werbung für Motorfahrzeuge
jeweils auch auf eine alternative Mobilitätsform aufmerksam gemacht werden muss,
wurde im Nationalrat im März 2023 klar versenkt. Mit 124 zu 60 Stimmen bei 6
Enthaltungen folgte die grosse Kammer damit dem Antrag seiner KVF-NR und lehnte die
parlamentarische Initiative von Isabelle Pasquier-Eichenberger (gp, GE) ab. Geschlossen
für die Initiative stimmten die Fraktionen der Grünen und der SP (bei 6 Enthaltungen),
alle anderen Fraktionen sprachen sich geschlossen dagegen aus.
Während Pasquier-Eichenberger und Florence Brenzikofer (gp, BL) die Bevölkerung mit
der Massnahme für die Themen Klimaschutz, Luftverschmutzung, Lärmbelastung und
gesunder Lebensstil sensibilisieren wollten, erachtete etwa Kommissionssprecher
Matthias Bregy (mitte, VS) die Massnahme als «reine Symbolpolitik». Gregor Rutz (svp,
ZH) befand es zudem als stossend, dem Parlament eine «erzieherische Aufgabe» für die
Bevölkerung zuzuweisen. Der zweite Kommissionssprecher Olivier Feller (fdp, VD) fügte
an, dass die Initiative die Werbefreiheit und damit den ökonomischen
Freiheitsgedanken einschränke. Mit dem ablehnenden Entscheid des Nationalrats war
die Initiative erledigt. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.03.2023
MARCO ACKERMANN

Eisenbahn

Im August 2023 präsentierte der Bundesrat in einer Botschaft Stand und Änderungen
der Ausbauprogramme für die Bahninfrastruktur sowie einen ersten Überblick über
die Perspektive Bahn 2050. 

Zu den Eisenbahn-Ausbauschritten 2025 und 2035 informierte der Bundesrat – wie alle
vier Jahre vorgesehen – über den Stand der vier Programme NEAT, den Anschluss an
das europäische Hochgeschwindigkeitsnetz (HGV-Anschluss), die Zukünftige
Entwicklung der Bahninfrastruktur (ZEB) und über den Vier-Meter-Korridor. Der HGV-
Anschluss konnte laut dem Bericht unter Einhaltung des Kreditrahmens abgeschlossen
werden. Das Projekt Vier-Meter-Korridor, in welchem die Infrastruktur des
Schienengüterverkehrs für Eisenbahnwagen mit einer Eckhöhe von vier Metern
ausgebaut wird, sowie das Projekt NEAT befänden sich kurz vor Fertigstellung. Der
entsprechende Kreditrahmen könne zum Abschluss voraussichtlich eingehalten bzw. im
Fall der NEAT sogar unterschritten werden. Die Umsetzung des Projekts ZEB verläuft
laut dem Bundesrat gemäss Planung, lediglich beim Ausbau des Bahnhofs Lausanne
werde eine Überschreitung des Zeitplans erwartet. Weil der Kreditrahmen für die ZEB
nicht ausgeschöpft werde, beantragte der Bundesrat eine Senkung des Kreditrahmens
um CHF 590 Mio. auf insgesamt CHF 4.81 Mrd. 

Für die Eisenbahn-Ausbauschritte 2025 und 2035 beantragte der Bundesrat
Kreditanpassungen sowie Änderungen an bestehenden und geplanten Projekten. Für
den Ausbauschritt 2025 schlug der Bundesrat in seinem Beschlussentwurf eine
Projektanpassung vor. Laufende Arbeiten hätten gezeigt, dass die bisher vorgesehene
Entflechtung in Pratteln nicht im geplanten Masse notwendig sei. Neu sollte statt einer
Entflechtung eine Leistungssteigerung angestrebt werden. Den Verpflichtungskredit für
den Ausbauschritt 2025 wollte der Bundesrat um CHF 340 Mio. auf gesamthaft CHF
6.74 Mrd. anheben. Grund für diese Erhöhung seien verschiedene Änderungen und die
Prüfung zusätzlicher Ausbauvorhaben am Bahnhof Genf. Weiter erläuterte der
Bundesrat die Folgen des Verzichts der SBB auf die Doppelstockzüge mit
Wankkompensation (WAKO) im Fernverkehr. Die Nachteile der neuen Technologie, wie
beispielsweise ein höherer Unterhaltsbedarf oder weniger Fahrkomfort, überwiegen
laut der SBB die Vorteile des schnelleren Fahrens in Kurven. Die entsprechenden
Infrastrukturarbeiten für den Einsatz der neuen Technologie seien angehalten worden.
Der Bundesrat wollte aber weiterhin an den angestrebten Fahrzeiten auf der Strecke
Lausanne–Bern und auch auf der Strecke Winterthur-St. Gallen festhalten und stellte
entsprechende Ersatzmassnahmen für die Botschaft 2026 in Aussicht. Der Bundesrat
beantragte im Rahmen des Ausbauschritts 2025 zudem die Abschreibung eines
Postulats der KVF-SR zum Ausbau der internationalen Verbindung Zürich–München;
eine entsprechende Studie sei vorgelegt worden. 

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.08.2023
LENA BALTISSER
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Zum Ausbauschritt 2035 schlug der Bundesrat drei Anpassungen vor. Erstens sollte der
Lötschberg-Basistunnel nicht wie geplant einen Teilausbau, sondern einen Vollausbau
erhalten. Bei der Erfüllung eines Postulats Bregy (mitte, VS), das den Bundesrat zur
Prüfung eines Totalausbaus angehalten hatte, war der Bundesrat zum Schluss
gekommen, dass der Vollausbau die vorteilhaftere Lösung sei. Mit dem Totalausbau des
Tunnels könne eine ansonsten nötige, achtmonatige Totalsperrung des Tunnels und ein
möglicherweise ungünstiger Konflikt mit der Räumung des Munitionslagers Mitholz
vermieden werden. Zweitens gleiste der Bundesrat mit seiner Vorlage die Projektierung
des multifunktionalen Grimseltunnels auf. Eine Kommissionsmotion der KVF-SR hatte
die Aufnahme des Projekts in den ordentlichen Ausbauschritt gefordert. Gekoppelt mit
dem Ersatz einer Hochspannungsleitung über den Grimsel – welche ebenfalls in eine
Tunnelröhre verlegt wird –, sollte dadurch eine zusätzliche Tunnelröhre für eine
einspurige Bahnverbindung realisiert werden. Um eine Kapazitätssteigerung auf der
Strecke Lausanne-Genf zu erreichen, war bisher der Bau eines dritten Gleises zwischen
Allaman und Morges geplant gewesen. Der Bundesrat schlug dem Parlament dazu
drittens vor, anstelle des weiteren Gleises einen Tunnel auf der Strecke Morges-Perroy
in den Ausbauschritt aufzunehmen. Eine prospektive Studie zur Entwicklung der
Bahnstrecke Lausanne-Genf habe ergeben, dass langfristig vier Gleise auf der Strecke
Lausanne-Genf notwendig sein werden. Für diese Vision sei die Tunnellösung besser
geeignet als das dritte Gleis. Der Verpflichtungskredit für den Ausbauschritt 2035
wurde ebenfalls angepasst. Neben dem Vollausbau des Lötschberg-Basistunnels, dem
multifunktionalen Grimseltunnel und dem Tunnel Morges-Perroy entstünden auch in
den Projekten Zimmerberg-Basistunnel II, dem Vierspurausbau Zürich–Winterthur
(Brüttenertunnel) sowie beim Bahnhof Stadelhofen und beim Bahnhof Olten
Mehrkosten. Zwar konnte laut Bundesrat der Grossteil der Mehrkosten innerhalb des
Programms kompensiert werden, aber dennoch sei eine Erhöhung des
Verpflichtungskredits um insgesamt CHF 2.855 Mrd. notwendig. Der in der Botschaft
beantragte Gesamtkredit beträgt damit neu CHF 15.745 Mrd. 

Bezüglich der Perspektive Bahn 2050 gab der Bundesrat eine erste Stossrichtung vor.
Diese neue Langfriststrategie sollte die bisherige «Langfristperspektive Bahn» ablösen.
Für die neue Strategie wurden zur effizienteren Weiterentwicklung des
Schienenverkehrs Ziele in den Bereichen Raumplanung, Umwelt, Energie sowie was die
Multimodalität, technologische Entwicklungen und das Angebot im Personen- und im
Güterverkehr betrifft, formuliert. Im Personenverkehr etwa sollte der Fokus in Zukunft
auf den kurzen und mittleren Distanzen liegen, da der Bundesrat in diesem Bereich das
grösste Verlagerungspotenzial ausgemacht hatte. Die langen Distanzen sollten in den
Bereichen gefördert werden, in welchen «die Bahn gegenüber dem Strassen- und
Flugverkehr noch nicht wettbewerbsfähig, aber stärkenorientiert einsetzbar» sei. Im
Schienengüterverkehr sollte das Augenmerk auf Umschlagplattformen und City-
Logistik-Anlagen liegen. Generell sprach sich der Bundesrat dafür aus, in erster Linie
die Nutzung der bestehenden Infrastruktur zu verbessern, anstatt neue
Ausbauvorhaben umzusetzen. Die Strategie werde jedoch noch räumlich konkretisiert
und dem Parlament im Rahmen der Botschaft nur zur Kenntnisnahme vorgelegt. Der
Bundesrat sah mit diesem ersten Entwurf der neuen Strategie Bahn 2050 das Anliegen
eines Postulats der KVF-SR erfüllt, da mit der neuen Langfristperspektive nun ein
«Masterplan» für die Entwicklung und die zukünftige Schwerpunktsetzung im
Schienenverkehr vorliege. 

In der Vernehmlassung zur Botschaft, die zwischen Juni und Oktober 2022
durchgeführt worden war, waren 177 Stellungnahmen eingegangen. Die beantragten
Änderungen am Ausbauschritt 2035 wurden gemäss dem bundesrätlichen
Ergebnisbericht von einer Mehrheit der Vernehmlassungsteilehmenden unterstützt.
Unter den positiven Stimmen fanden sich 16 Kantone, die Mitte, die Grünen, die SP, die
GLP, economiesuisse, der SGV, InclusionHandicap, der TCS, der VCS sowie auch die SBB
und verschiedene regionale Bahnunternehmen. Die SVP und die restlichen Kantone –
vorwiegend aus der Ostschweiz – lehnten die Anpassungen am Ausbauschritt 2035
sowie am zugehörigen Verpflichtungskredit grundsätzlich ab. Die SVP sprach sich
insbesondere gegen die Erhöhung des Kreditrahmens aus; die Mittel sollten «innerhalb
des verfügbaren Budgets umverteilt werden». Die Ostschweizer Kantone kritisierten,
dass ihrer Region gesamthaft deutlich weniger Mittel zugesprochen würden als
einzelnen Ausbauprojekten in anderen Regionen. Die FDP bezog zu den Anpassungen
am Ausbauschritt 2035 keine Stellung. 
Die Änderungen am Ausbauschritt 2025 wurden laut dem Bundesrat ebenfalls von
mehr als der Hälfte der Vernehmlassungsteilnehmenden unterstützt, darunter auch 18
Kantone. Einige gewichtige Akteure wie die Grünen, die SP, die SVP, der VCS und acht
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Kantone lehnten den Ausbauschritt 2025 teilweise bzw. als Ganzes ab. SP und Grüne
forderten etwa die Beibehaltung der Entflechtung Pratteln, da damit der Ausbau der S-
Bahn Rheinfelden vorläufig nicht umgesetzt werde. Die ablehnenden Kantone forderten
die Aufnahme oder Anpassung von Projekten, welche für ihr Kantonsgebiet zentrale
Zugverbindungen betrafen. Die SVP begründete ihre Ablehnung der Anpassungen am
Ausbauschritt 2025 nicht weiter. Mitte und FDP verzichteten grundsätzlich auf eine
Stellungnahme zum Ausbauschritt 2025 und zum entsprechenden Verpflichtungskredit.

Die Senkung des Gesamtkredits für die ZEB wurde in der Vernehmlassung gespalten
aufgenommen. GLP und Mitte sowie die Hälfte der Kantone unterstützten die
Kreditanpassung, Grüne, SP, SVP und die andere Hälfte der Kantone lehnten sie
hingegen ab. Zehn Kantone, die Grünen und die SP forderten hier, dass die
beschlossenen Massnahmen durch die Reduktion des Kredits nicht gefährdet werden
dürfen. Die SVP verlangte auf der anderen Seite, dass der Kreditüberschuss
vollumfänglich dem Schuldenabbau des Staatshaushalts zugute komme. 
Die Strategie Bahn 2050 wurde zwar mehrheitlich gutgeheissen, aber etwa der Fokus
der Strategie auf die «Verkehrsverlagerung» von FDP, SVP, economiesuisse, SGV und
TCS abgelehnt. Die Vision und die Zielsetzungen der Strategie fanden hingegen
überwiegend Unterstützung. Nur einzelne Vernehmlassungsteilnehmende wie die SVP,
CargoSuisse, der SSV oder der SGV sprachen sich dagegen aus. Sie kritisierten
beispielsweise einen mangelnden Einbezug der Wirtschaftlichkeit. Der Fokus der
Strategie auf die kurzen und mittleren Distanzen fand mehrheitlich Zuspruch. Kritik
daran äusserten jedoch die Mitte, die SP und einige Kantone, die forderten, dass auch
die langen Distanzen mehr in die Strategie einbezogen werden sollen. Neben der
Förderung des nationalen Fernverkehrs sollte dadurch die Anbindung an den
internationalen Fernverkehr ausgebaut werden sowie die Konkurrenzfähigkeit des
Schienenverkehrs mit dem Flugverkehr erhöht werden.
Der Bundesrat beschloss aufgrund der Vernehmlassungsantworten, im Grundsatz an
seiner Botschaft festzuhalten. Nicht äussern konnten sich die
Vernehmlassungsteilnehmenden zum Tunnel zwischen Morges und Perroy sowie zum
multifunktionalen Grimseltunnel. Studien zur Machbarkeit und Planung der beiden
Projekte waren zum Zeitpunkt der Vernehmlassung noch nicht abgeschlossen gewesen.
Aufgrund der Resultate der in der Zwischenzeit abgeschlossenen Vorstudien sowie
etlicher Stimmen, die in der Vernehmlassung die Aufnahme des Grimseltunnels
gefordert hatten, wurden die beiden Projekte nach der Vernehmlassung dem
bundesrätlichen Entwurf angefügt. Weiter gab der Bundesrat Studien für die
Kompensation des Wegfalls der WAKO-Technologie in Auftrag. GLP, Grüne, SP, 14
Kantone sowie unter auch die SBB hatten in der Vernehmlassung gefordert, dass
kompensierende Massnahmen zum Einhalten des angestrebten Angebotsziel bezüglich
Fahrplan und Fahrzeiten ergriffen werden. 

Verschiedene Medien zeigten sich in ihrer Berichterstattung erstaunt bis erfreut über
die Bahn-Ausbaupläne von Bundesrat Albert Rösti. Der «roi du pétrole» und
«Autolobbyist» habe sich nun doch als «Bahnfan» gezeigt, befanden die Aargauer
Zeitung und 24heures. Besonders erfreute Stimmen fanden sich in den Westschweizer
Medien, welche die Aufnahme des Tunnels Morges-Perroy und die zusätzlichen Mittel
für den Ausbau des Bahnhofs Genf begrüssten. Die Tribune de Genève und 24heures
sprachen vom «Jackpot» für die Genferseeregion. Kritische Stimmen wurden aus dem
Tessin laut. Der Corriere del Ticino schätzte die Strategie des Bundesrat als
inakzeptabel ein. Das Projekt AlpTransit werde in der Strategie Bahn 2050 unzureichend
aufgenommen, obwohl das Parlament sich zuvor für die Förderung des
«Verkehrskreuzes Schweiz» ausgesprochen habe. Auch umwelt- und
sicherheitstechnische Anliegen sowie der Wunsch des Kantons Tessin, die Strecke
Mailand-Chiasso weiter auszubauen, seien nicht in die bundesrätliche Botschaft
aufgenommen worden. 2
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Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

Die grosse Kammer beugte sich in der Wintersession 2021 als Erstrat über die Vorlage
zur Änderung des Personenbeförderungsgesetzes. Die Rednerinnen und Redner
betonten in der Debatte über das Eintreten, welches von keiner Fraktion bestritten
wurde, die Relevanz des öffentlichen Verkehrs für die Mobilität der Schweizer
Bevölkerung. Es gebe jedoch einen Reformbedarf bei gewissen Punkten des Systems;
dieses solle daher durch vereinfachte Verfahren, mehr Transparenz, eine höhere
Effizienz und eine Stärkung des Service public verbessert werden, erläuterte
Kommissionssprecherin Pasquier-Eichenberger (gp, GE).
In der Detailberatung gaben vor allem zwei Punkte zu reden. Einer betraf die Umsetzung
von vier gleichlautenden parlamentarischen Initiativen, die vergünstigte ÖV-Tageskarten
für Schulklassen gefordert hatten. Die Mehrheit der KVF-NR hatte das Gesetz in
Umsetzung dieser Initiativen mit einem entsprechenden Passus ergänzt. Zu diesem
Mehrheitsantrag der Kommission gesellten sich noch zwei Minderheitsanträge. Der
erste Minderheitsantrag Bregy (mitte, VS) verlangte, dass der Bundesrat einen
Maximaltarif für diese Tageskarten definieren kann und der Bund die Mindereinnahmen,
die den Transportunternehmen durch die Vergünstigung der Tageskarten entstehen,
ausgleicht. Der zweite Minderheitsantrag Wasserfallen (fdp, BE) hingegen wollte den
ganzen Passus zu den Tageskarten streichen, da er eine «Marktverzerrung zugunsten
des bestellten öffentlichen Verkehrs» befürchtete, welche privatwirtschaftliche
Unternehmen diskriminiere. Der Nationalrat entschied sich von den drei Anträgen für
den Minderheitsantrag Bregy. 
Der zweite grössere Diskussionspunkt betraf eine von der Mehrheit der Kommission
eingebrachte Regelung zum Kartellrecht bei der Vertriebsinfrastruktur im Bereich des
öffentlichen Verkehrs – genannt Nova. Diese wird für den Vertrieb von Angeboten des
öffentlichen Verkehrs verwendet. Die Kommissionsmehrheit beantragte, dass das
Kartellrecht hier keine Anwendung finden solle, weil «der Vertrieb und die
Tarifgestaltung im öffentlichen Verkehr schon genügend reguliert seien», wie Kurt Fluri
(fdp, SO) für die Mehrheit erläuterte. Eine Minderheit Wasserfallen hingegen wies
darauf hin, dass auch private Unternehmen diese Plattform nutzten, weshalb es
opportun sei, diese Infrastruktur dem Kartellrecht zu unterstellen. Der
Minderheitsantrag Wasserfallen wurde auch von Verkehrsministerin Sommaruga
unterstützt, er fand jedoch im Nationalrat keine Mehrheit.
Im Übrigen folgte die grosse Kammer den Vorschlägen ihrer vorberatenden Kommission
und blieb damit im Wesentlichen auf der Linie des Bundesrats.
In der Gesamtabstimmung stimmte der Nationalrat der Vorlage mit 135 zu 53 Stimmen
zu. Die ablehnenden Stimmen stammten von der geschlossen stimmenden SVP-
Fraktion, welche einige Minderheitsanträge mitunterstützt oder gar initiiert hatte und
sich mit diesen meist nicht hatte durchsetzen können. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.11.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Bei der Frage, ob Kantone und Gemeinden die Benützung der öffentlichen
Verkehrsmittel gratis ausgestalten können sollen, zeigte sich im Nationalrat in der
Frühjahrssession 2023 ein klarer Links-Rechts-Graben. Mit 126 zu 61 Stimmen bei 9
Enthaltungen unterlagen die Fraktionen der SP, der Grünen sowie ein Mitglied der
Mitte-Fraktion beim Antrag, der parlamentarischen Initiative Prezioso Batou (egsols, GE)
Folge zu geben, den anderen Fraktionen deutlich. Die Grünen-Nationalrätin Florence
Brenzikofer (gp, BL) erklärte im Rat als Minderheitsvertreterin, dass es bei der
verlangten Anpassung der Bundesverfassung nicht darum gehe, den ÖV flächendeckend
kostenlos auszugestalten: Der Initiative sei vielmehr aus «staatspolitischen Gründen»
Folge zu geben, damit Gemeinden und Kantone die Möglichkeit erhielten, «aus
ökologischen oder aus gesellschaftspolitischen Gründen die Einführung von
kostenfreien öffentlichen Verkehrsmitteln zu diskutieren und darüber zu entscheiden».
Sie verwies damit auf eine im Jahr 2014 im Zuge des direkten Gegenentwurfs zur Fabi-
Initiative eingeführte Bestimmung in der Bundesverfassung, welche eine angemessene
Kostendeckung des öffentlichen Verkehrs durch die ÖV-Benutzenden verlangt. In der
Folge sei es in diversen Fällen zu juristischen Auslegungsschwierigkeiten über die
Vereinbarkeit mit den übergeordneten Bestimmungen gekommen, wenn Städte oder
Kantone über die Einführung von kostenlosem ÖV diskutiert hätten.
Kommissionssprecher Matthias Bregy (mitte, VS) warnte vor einem Paradigmenwechsel
und betonte, wie wichtig es sei, dass ÖV-Teilnehmende einen Kostenbeitrag leisteten.
Die Annahme der Initiative führe zu höheren Kosten, zu weniger Anreizen für
Investitionen, zu einer unangemessenen Giesskannenverbilligung und es gebe auch
keinen staatspolitischen Grund für eine Änderung, da wohl kein Kanton dazu bereit
wäre, die Kosten vollumfänglich zu tragen. Ins gleiche Horn blies auch
Kommissionssprecher Olivier Feller (fdp, VD), der es als «Illusion» bezeichnete, den ÖV

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.03.2023
MARCO ACKERMANN
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als kostenlos zu betrachten. Die Initiative war mit der Ablehnung im Nationalrat
erledigt. 4

Nach dem Ständerat gab der Nationalrat in der Sondersession 2023 einer Motion Maret
(mitte, VS) für eine stärkere Koordination und Förderung des öffentlichen
touristischen Verkehrs mit 96 zu 84 Stimmen bei 4 Enthaltungen ebenfalls grünes
Licht. Während eine Mehrheit der KVF-NR mit 12 zu 7 Stimmen bei 5 Enthaltungen und
die SVP-Fraktion eine Annahme verhindern wollten, beantragte eine Minderheit Bregy
(mitte, VS) erfolgreich, dem Ständerat zu folgen und die Motion an den Bundesrat zu
überweisen. 
Kommissionssprecher Kurt Fluri (fdp, SO) erklärte im Rat, dass eine Mehrheit der
vorberatenden Kommission das von der Motion geforderte Mandat zur Koordination
und Förderung des öffentlichen Verkehrs für den Tourismusbereich für verfrüht halte
und die laufenden Arbeiten zu den Postulaten Dittli (fdp, UR; Po. 21.4452) und Clivaz
(gp, VS: Po. 20.3328) abwarten wollte. Im Rahmen dieser Postulate sollte einerseits
geklärt werden, was unter touristischem Freizeitverkehr zu verstehen sei, und
andererseits eruiert werden, wie der öffentliche touristische Verkehr gefördert werden
könnte. Für den Bundesrat und die Kommissionsmehrheit sei zudem unklar, ob die
Motion die Schaffung eines neuen Gremiums verlange oder nicht. Die SVP-Fraktion
beantragte «[a]ngesichts der angespannten finanziellen Lage des Bundes» ebenfalls die
Ablehnung. 
Minderheitssprecher Bregy glaubte, in der Haltung der Kommissionsmehrheit keine
Ablehnung per se zu erkennen – der Bedarf werde von Kurt Fluri in «keiner Art und
Weise» bestritten. Dieser verlange vielmehr, dass im Rahmen der beiden
angesprochenen Postulate «Hintergrundinformationen» gesammelt werden. Bregy
konnte in der Folge eine Mehrheit des Rates davon überzeugen, die Motion
anzunehmen, da diese keine Definition für die konkrete Umsetzung mache. Der
Bundesrat könne die Koordination also mit der Schaffung eines Gremiums, eines
Projekts oder einer anderen geeigneten Form umsetzen, so der Mitte-Nationalrat.
Nachdem sich einige Nationalrätinnen und Nationalräte bei der Stimmabgabe
fälschlicherweise für eine Ablehnung ausgesprochen hatten und ein Ordnungsantrag
von Aline Trede (gp, BE) auf eine Wiederholung der Abstimmung gutgeheissen worden
war, überwies der Nationalrat die Motion an den Bundesrat. Für die Annahme votierten
dabei die geschlossenen Fraktionen der Mitte und der Grünen, beinahe alle Mitglieder
der SP-Fraktion und wenige Mitglieder der SVP-  und der FDP.Liberale-Fraktion. 5
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